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40.000 „Altmitglieder“ (länger als 
2 Jahre dabei) und 85.000 Neumit-
glieder tummeln sich derzeit in der 
Partei Die Linke. Mit 3450 Mitglie-
dern sind wir die zweitgrößte Partei 
in M-V. Einige von ihnen verabschie-
deten auf dem Schweriner Landes-
parteitag vom 30.5. unser Landtags-
wahlprogramm.

„Wir gehen mit Selbstbewusstsein in 
diese Wahl“, stimmte der Landesvorsit-
zende Hennis Herbst die Delegierten auf 
den Wahlkampf ein. Anders als CDU und 
SPD haben wir auch bundespolitischen 
Rückenwind; die Silberlocken und Heidi 
Reichinnek füllen ganze Hallen. Mit der 
Linken im Land gebe es gutes Regieren 
statt Dauerstreitereien. Besonders hob 
Hennis die jüngste Einigung mit den 
Initiatoren des Kita-Volksbegehrens 
hervor, durch das sich die Bedingungen 

für Kinder und Erzieher*innen deutlich 
verbessern werden. Er versprach den 
Protesten der Gewerkschaften in den 
kommenden Monaten die volle Solida-
rität der Linken.

Daniel Taprogge, der stv. Vorsitzende 

des DGB Nord, beklagte in seinem Gruß-
wort die derzeitigen Angriffe auf den 
Sozialstaat – eine „skandalöse und ka-
tastrophale Politik“, die viele Fortschrit-
te der vergangenen Jahrzehnte zunich-
temache. CDU und AfD seien Parteien 
des Kapitals. Wer den Acht-Stunden-Tag 
in Frage stelle, dem würden die Gewerk-
schaften zurufen: „Kein Zurück ins Jahr 
1918!“ 
Der DGB unterstütze das demokrati-
sche linke Spektrum, sei aber keine 
Vorfeldorganisation einer Partei, beton-
te Taprogge. Nun ja, in den kommen-
den Monaten werden sich die Gewerk-
schaften aber entscheiden müssen, ob 
sie weiter am Rockzipfel der SPD (auch 
eine Partei des Kapitals) hängen möch-
ten, um „das Schlimmste zu verhin-
dern“, oder ob sie den Konflikt mit der 
SPD nicht scheuen und richtig Krawall 
machen.       Fortsetzung auf Seite 3

DER 1. MAI IM LANDKREIS
Zum Tag der Arbeit war der Linke Kreisver-
band LRO vormittags am Güstrower Bahn-
hof vor Ort. Bei großartigem Wetter gab es 
Plaudereien mit Güstrowern und  Durchrei-
senden und dazu Würstchen, Kaffee und 
Kuchen.  Viele Genoss*innen halfen mit 
und zeigten Flagge an diesem historischen 
und wichtigen Kampftag. Für uns steht der 
erste Mai symbolisch für den Kampf um 
bessere Arbeitsbedingungen und Arbeit-
nehmerinnenrechte, den wir das ganze 
Jahr ausfechten. Aus diesem Grund wurde 
der Stand tatkräftig von den Abgeordneten 
und Landtagskandidierenden Michael No-
etzel, Grit Kowalski, Luis Kröplin und Peter 
Georgi unterstützt. 
Nachdem der Grill leergegessen war, ging 
die Gruppe zu dem anschließenden Fa-
milienfest des Bündnisses “Buntes Land” 
in Bützow. Das Fest war gut besucht und 
die Stimmung super. Auch hier wurde ein 

wirkungsvolles Zeichen für Zusammenhalt 
und Solidarität gesetzt. In immer noch 
praller Sonne gab es Musik von Lost & 
Cringe und am Ende spielten die Bummms 
Boys. Danke an alle die mitgeholfen haben 
oder einfach dabei waren, wir freuen uns 
auf den nächsten 1. Mai.

Auch in Rostock organisierte der DGB Protest 
gegen den Sozialabbau. Wir waren dabei, re-
den durfte aber nur eine SPD-Politikerin
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EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,
Ihr lest die 298. Ausgabe unserer Mitglie-
derzeitung. Langsam, sehr langsam, nä-
hern wir uns einem Jubiläum, der runden 
Zahl 300. Auf der Website der Rostocker 
Linke findet Ihr bei Interesse viele ältere 
Ausgaben, bis ins Jahr 2011 zurück. Seit 
2019 gibt es im KLARTEXT sogar Farbfo-
tos. Wir gehen also mit der Zeit. Aber die 
Artikel werden immer noch mit der Hand 
geschrieben, ohne Zuhilfenahme Künstli-
cher Intelligenz. Denn intelligent sind wir 
selber.
Wir haben wieder 8 Seiten voll bekommen, 
auch dank unserem Autor Klaus Röber, 
der über die Arbeit der Initiative „Volks-
haus Rostock“ berichtet. Das Haus im Pa-
triotischen Weg 33 ist historisch mit der 
Arbeiterbewegung verbunden und sollte 
in diesem Sinne weiter genutzt werden, 
anstatt es zusammen mit dem restlichen 

Theatergrundstück zu veräußern, um die 
klamme Stadtkasse zu füllen. Dieses Ziel 
der Initiative ist wohl nicht realistisch, aber 
verdient unsere ganze Sympathie. Auch 
das marode Gebäude der Theaterspielstät-
te mitsamt Vorplatz ist Teil der Geschich-
te Rostocks. Generationen von Kindern 
kamen hier zum ersten Mal mit Theater 
in Berührung. Es ist schon erschreckend, 
mit welch brutalem Pragmatismus manche 
sich geradezu darauf freuen, dass bald die 
Abrissbagger anrollen.
Der nächste KLARTEXT erscheint voraus-
sichtlich Anfang Juli. Dann dürft Ihr Euch 
auf eine Auswertung des Bundesparteita-
ges freuen, und die Bürgerschaft hat auch 
schon wieder zweimal getagt.
Viel Vergnügen bei der Lektüre dieser 
Ausgabe wünscht Euch die Redaktion.

Carsten Penzlin

Mehr Qualität in der Kita: MV geht 
den nächsten Schritt

Zur Einigung der Landesregierung mit 
den Initiator*innen des Kita-Volksbe-
gehrens erklärt der Landesvorsitzende 
der Linken Mecklenburg-Vorpommern, 
Hennis Herbst: 
„Das ist eine gute Nachricht für alle Kinder, 
Erzieher*innen und Eltern in Mecklenburg-
Vorpommern. Die Gruppengrößen in Krip-
pe und Hort werden bereits im kommen-
den Jahr gesenkt. Das schafft mehr Zeit 
für jedes Kind und sichert zugleich die Per-
spektiven vieler Erzieher*innen im Land.

Verfassungsgericht krisensicher 
machen – Demokratie darf nicht bloc-

kierbar sein

Zur Anhörung des Gesetzentwurfs zur 
Stärkung des Landesverfassungsge-
richts Mecklenburg-Vorpommerns er-
klärt der rechtspolitische Sprecher der 
Linksfraktion im Landtag Mecklenburg-
Vorpommern, Michael Noetzel:
„Die Sachverständigen waren sich im Kern 
einig, dass das Landesverfassungsgericht 
krisensicher ausgestaltet werden sollte. 
Dabei geht es ausdrücklich nicht um ein-
zelne Parteien oder kurzfristige politische 
Konstellationen, sondern um den Schutz 
unserer demokratischen Institutionen vor 
möglichen Blockaden, egal von wem sie 
ausgehen.
Die Forderung, die Justiz strukturell un-
abhängiger zu machen und besser vor 
politischer Einflussnahme zu schützen, 
ist dabei keineswegs neu. Entsprechende 
Debatten werden seit Jahren von verschie-
denen Akteur:innen geführt – lange bevor 
das Thema öffentlich im Landtag Mecklen-
burg-Vorpommern aufgegriffen wurde.
Das Landesverfassungsgericht darf nicht 
zum Spielball politischer Auseinanderset-
zungen werden. Unsere Verfassung und 
ihre Organe müssen jederzeit handlungs-
fähig bleiben – unabhängig von politischen 
Mehrheiten oder der aktuellen Stimmung 
im Land.
Auch künftig sollen neue Landesver-
fassungsrichter:innen durch eine breite 
Mehrheit getragen und mit der erforderli-
chen Zweidrittelmehrheit gewählt werden. 
Der Ersatzwahlmechanismus ist kein poli-
tisches Kalkül, sondern lediglich ein Not-
fallinstrument, welches ausschließlich die 
Arbeitsfähigkeit des Landesverfassungs-
gerichts absichern und zu zügigen Neube-
setzungen verhelfen soll.
Es gab verschiedene Anregungen, wie 
dieser Mechanismus ausgestaltet werden 
kann und welche Änderungen an unserem 
Entwurf vorgenommen werden sollten Die-
se gilt es nun konstruktiv gemeinsam zu 
beraten, um das Vorhaben möglichst noch 
in dieser Legislatur umzusetzen.“

AKTUELLES
Ein Anliegen, dem sich Bildungsministerin 
Simone Oldenburg seit Langem verschrie-
ben hat, wird nun verbindlich umgesetzt 
und in den kommenden Wochen gesetz-
lich verankert. Mecklenburg-Vorpommern 
bleibt damit Spitzenreiterin bei der Chan-
cengerechtigkeit in der frühkindlichen Bil-
dung – und zeigt, dass gute Politik nicht 
beim Erreichten stehen bleibt, sondern 
konsequent weiter verbessert.
Diese Einigung zeigt: Politik gelingt am 
besten gemeinsam mit den Menschen, 
nicht gegen sie. Dass die Landesregie-
rung hier eine tragfähige Lösung mit den 
Initiator*innen des Volksbegehrens ge-
funden hat, ist ein starkes Signal und 
unterstreicht, wie verlässliches Regieren 
aussieht. Die Bundesregierung sollte sich 
daran ein Beispiel nehmen.“

AKTUELLES
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Fortsetzung von Seite 1
„Sozial. Gerecht. Antifaschistisch“ ist das 
Leitmotiv unseres Wahlprogramms. Bes-
sere Bildung ist sicherlich der wichtigste 
Schwerpunkt: Beitragsfreiheit in den Ki-
tas sichern, bessere Betreuungsschlüssel, 
mehr Lehrkräfte und Schulsozialarbeiter 
an den Schulen, bessere Arbeitsbedingun-
gen für sie. Bezahlbares Wohnen ist weiter 
eine große Sorge der Menschen. Unsere 
Forderungen: Mehr Wohnungsbau in öf-
fentlicher und genossenschaftlicher Hand, 
Kampf auf Bundesebene für einen Mie-
tendeckel. Wir wollen die Demokratie vor 
der AfD beschützen. Wir stehen für gute 
Arbeit, die Umstellung auf Rüstungswirt-
schaft sei für uns aber keine Alternative, 
so Hennis Herbst bei der Vorstellung des 
Wahlprogrammentwurfs. Dem Rüstungs-
wahn werden wir uns entgegenstellen.
Nachdem die Kommunistische Plattform 
(KPF) in der Generaldebatte behauptet 
hatte, dass linke Regierungsbeteiligungen 
im Kapitalismus zwangsläufig scheitern 
müssen, zählte Simone Oldenburg die Er-
folge der rot-roten Koalition auf: Beitrags-
freie Kita, Erhalt aller Krankenhäuser und 
Schulen, die Wohnungsgenossenschaften 
von den Altschulden befreit, Senioren- und 
Azubiticket, Ausbau des Rufbussystems, 
Kinder- und Jugendbeteiligungsgesetz, 
1162 zusätzliche Pädagog*innen an den 
Schulen, Platz 1 bei der Bildungsgerech-

tigkeit, mehr Gleichstellung, Tariftreuege-
setz, der 8. März als Feiertag … Simone: 
„Wir haben das Soziale nicht verlernt, es 
ist unser Programm.“ Nach der Wahl soll 
dieser Kurs fortgesetzt werden. Davon 
unbeeindruckt stellte ein junger Delegier-
ter (kein Mitglied der Partei, aber des Ju-
gendverbandes) die Frage „Sozialreform 
oder Revolution?“ (Rosa Luxemburg) Der 
Entwurf des Wahlprogramms sei ein refor-
mistischer Appell an genau den Staat, der 
uns ausbeute, enteigne und in den Krieg 
treibe. Generalstreiks und Betriebsbeset-
zungen forderte er von der Linken, zitierte 
Lenin und Trotzki. Spärlicher Applaus.
Kritisiert wurde am Programmentwurf 
auch die geringe Berücksichtigung des 
Themas Frieden. Anträge von KPF bzw. 
Cuba Sí, dies zu ändern, fanden meist kei-
ne Mehrheit.
„Kleinmütig und unterwürfig“ sei das Wahl-
programm, sagte einer der knapp 90 De-
legierten, der anonym bleiben wollte, der 
Ostsee-Zeitung. Von einem „Richtungs-
streit“ sprach die OZ in ihrem Bericht. Kein 
Wort darüber, dass es bei der Abstimmung 
über das Wahlprogramm nur 3 Gegenstim-
men und eine Enthaltung gab. So viel zum 
Thema „Qualitätsjournalismus“.
 
Was passierte sonst noch? Karen Larisch 
aus Güstrow wurde zur stellvertretenden 
Landesvorsitzenden gewählt. Herzlichen 

Glückwunsch und viel Freude im Ehren-
amt!
Ein Antrag der Kommunistischen Plattform 
übte Kritik an der Zustimmung der Landes-
regierung zum Bundeswehr-Sondervermö-
gen und zur militärischen Unterstützung 
der Ukraine. Russland hätte nicht die 
Ukraine angegriffen, wären seine Sicher-
heitsinteressen vom Westen nicht mit Fü-
ßen getreten worden, erklärte Margit Gla-
sow. Das Schüren der Russophobie diene 
der Kriegsvorbereitung gegen Russland. 
In der weiteren Programmdebatte werde 
darüber entschieden, ob Die Linke eine 
sozialistische Partei bleibe oder ob sie „im 
Sumpf des bürgerlichen Bellizismus versin-
ken“ werde.
Der russische Raketenterror gegen die 
ukrainische Zivilbevölkerung dient also 
nur der Selbstverteidigung? Aha. Und na-
türlich wieder kein einziges Wort über das 
Leid der Menschen in der Ukraine und der 
Kriegsgegner in Russland.
Das Anliegen der KPF, die Linke dürfe in ei-
ner Landesregierung nie wieder so abstim-
men, fand deutlich keine Mehrheit, obwohl 
sicherlich viele die Kritik teilten. Dass der 
Antrag unterstellte, Die Linke habe damals 
für die Aufrüstung gestimmt, war einfach 
sachlich falsch, denn die Gremien des Lan-
desverbandes hatten ihre Ablehnung ja 
deutlich gemacht.
Berichterstatter: Carsten Penzlin

WAHLKAMPF
BERICHT VOM LANDESPARTEITAG

8. Mai 2026 – Heute verteidigen, was 
die Befreier*innen vor 81 Jahren mög-
lich machten

Der 8. Mai ist Grund zu feiern: Wir feiern, 
dass Europa vor 81 Jahren von Nazi-Ter-
ror, Vernichtungskrieg und Völkermord 
befreit wurde. Wir feiern, dass mit der 
militärischen Zerschlagung des Nazi-
Regimes der Weg freigemacht wurde 
für den Versuch, eine Welt des Friedens 
und der Freiheit aufzubauen. Wir dan-
ken der Anti-Hitler Koalition, den alliier-
ten Soldat*innen, den Partisan*innen 
und Widerstandskämpfer*innen, die 
mit Einsatz ihres Lebens den Kampf 
gegen den Faschismus geführt haben. 
Am 8. Mai gedenken wir aber auch der 
mindestens 60 Millionen Menschen, die 
die Befreiung nicht erleben konnten, 
weil sie von den deutschen Besatzern 
ermordet wurden oder im Kampf gegen 
sie gefallen sind und jener, die verstüm-
melt und traumatisiert überlebt haben. 
Sie alle mahnen uns zu verhindern, dass 
heute Ähnliches wieder geschehen kann.
Wir fordern die Einführung des 8. Mai als 
bundesweiten, gesetzlichen Feiertag, um 

die Befreiung zu feiern. Damit halten wir 
an der Forderung der überlebenden Ver-
folgten des Naziregimes fest, die unsere 
Vereinigung gegründet haben. Am 8. Mai 
wäre dann – so hat es unsere Ehrenvorsit-
zende Esther Bejarano ausgedrückt –„Ge-

legenheit, über die großen Hoffnungen 
der Menschheit nachzudenken: Über 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit – 
und Schwesterlichkeit.“
81 Jahre nach der bedingungslosen Ka-

pitulation der Wehrmacht scheinen die 
Errungenschaften, die Antifaschist*innen 
über Jahrzehnte und gegen massive Wi-
derstände im postnazistischen Deutsch-
land erkämpft haben, mehr bedroht denn 
je. Nach 81 Jahren greift mit der AfD eine 

Partei nach der Macht, die an den histo-
rischen Faschismus anknüpft. Doch die 
autoritäre Wende hat längst alle Berei-
che der Gesellschaft erfasst: Antisemi-
tische und rassistische Übergriffe, rech-
ter Terror, homo- und transfeindliche 
Gewalt sind trauriger Bestandteil des 
täglichen Nachrichtenzyklus und die 
„Normalisierung“ menschenfeindlicher 
und antidemokratischer Einstellungen 
hat längst begonnen. Der Abbau des im 
Grundgesetz verankerten Sozialstaats 
geht einher mit einer beispiellosen Re-
militarisierung. So wird die Wehrpflicht 
schrittweise wieder eingeführt und die 
Bundeswehr soll zur „konventionell 
stärksten Armee Europas“ (Pistorius) 

hochgerüstet werden. Dem stellen wir 
auch heute die Forderung der Überleben-
den entgegen: Nie wieder Faschismus – 
nie wieder Krieg!
www.vvn-bda.de

Ausstellung der VVN-BdA im Rathaus
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BÜRGERSCHAFT IM DOPPELPACK
Die Fraktion der Linken konnte in den 
Sitzungen vom 22.4. und 13.5. einige 
wichtige Akzente setzen. Gerne berich-
ten wir hierüber.  
In der Einwohnerfragestunde wurde die 
Zukunft des „Nordlicht“ thematisiert. Das 
„Nordlicht“ ist seit 1979 das legendäre 
kulturelle Zentrum Lichtenhagens und war 
in der Vergangenheit auch Ort von Veran-
staltungen unserer Partei. Eine Sanierung 
ist unwirtschaftlich, es soll abgerissen 
werden, und an seiner Statt möchte ein 
regional verankerter Immobilienentwickler 
Wohnhäuser mit einer integrierten Ver-
anstaltungsfläche errichten, die jedoch 
sehr viel kleiner als das alte „Nordlicht“ 
sein würde. In Lichtenhagen bildete sich 
eine Initiative, die sich gegen den Abriss 
dieses „unverzichtbaren Begegnungsor-
tes“ wehrt. Ihr Sprecher erhob nun in der 
Bürgerschaft schwere Vorwürfe gegen die 
Stadtverwaltung, warf ihr Untätigkeit vor. 
Die Menschen in Lichtenhagen fühlten 
sich im Stich gelassen. Dieser einseitigen 
Sicht wurde in der Sitzung widersprochen. 
Wichtigstes Stichwort: Wirtschaftlichkeit. 
Der Bedarf an  Räumlichkeiten ist eben 
nicht so groß, dass es sich rechnet. Toralf 
Herzer machte für unsere Fraktion jedoch 
deutlich, dass die Zusage des Investors, ei-
nen Veranstaltungsraum zu schaffen, ein-
gelöst werden müsse.
Im Tagesordnungspunkt Wahlen scheiterte 
der Versuch von Lajos Orban (Hansefrakti-
on), sich ins Präsidium wählen zu lassen.
Sodann wurde in der unendlichen Ge-
schichte des Gebäudes August-Bebel-Stra-
ße 1 (Societät) ein neues Kapitel geschrie-
ben. Ein Antrag von Linken, CDU, SPD und 
Grünen schlägt vor, das Archäologische 
Landesmuseum nicht im Stadthafen anzu-
siedeln, sondern in der Innenstadt. Damit 
würde die Kostenexplosion im Stadthafen 
umgangen und gleichzeitig endlich eine 
neue Nutzung für die Societät gefunden. 
Hannes Möller legte sich bei der Einbrin-
gung des Antrag ins Zeug und warb für den 
verantwortungsvollen Umgang mit öffent-
lichen Geldern zum Nutzen der Menschen 
und zum Erhalt des kulturellen Erbes. Hier 
war sich die Bürgerschaft mal einig.
Auf Antrag der Grünen wurde dann be-
schlossen, Hundehaltern für zwei Jahre 
die Hundesteuer zu erlassen, falls sie den 
Hund aus einem von Rostock beauftrag-
ten Tierheim adoptiert haben. Eine schö-
ne Geste, aber auch Hundehalter müssen 
künftig mehr Grundsteuer bezahlen, da die 
Bürgerschaft wenig später zur Entlastung 
des Haushaltes eine Erhöhung des Hebe-
satzes beschloss. Keine gute Nachricht für 

Eigentümer und Mieter. Zwar muss man 
sagen, dass es viele Jahre keine Erhöhung 
gegeben hatte, andererseits brachte aber 
schon die jüngste Reform der Grundsteuer 
teils erhebliche Mehrbelastungen mit sich.

Ein Aufregerthema fand dank der SPD ih-
ren Weg in die Bürgerschaft: der Wegfall 
der Straßenbahn-Haltestelle Neuer Fried-
hof. Die RSAG begründet diesen wie folgt: 
Die Brücke Rennbahnallee wird abgerissen 
und durch eine reine KfZ-Brücke ersetzt. 
Für den Bau einer neuen Straßenbahnbrüc-
ke hätte ein zweistelliger Millionenbetrag 
investiert werden müssen, was angesichts 
der geringen Passagierzahl wirtschaftlich 
nicht vertretbar sei. Als Ausgleich werden 
die Busverbindungen zum Friedhof und 
Umgebung deutlich ausgebaut. Thoralf 
Sens von der SPD säte (wieder einmal) 
Zweifel an den Daten der RSAG und be-
harrte auf der Notwendigkeit der Haltestel-
le insbesondere für Senioren. Selbst aus 
der FDP-Fraktion gab es diese Stimme, 
„weil meine Mutti mit dem Rollator nicht 
in den Bus kommt“. Es gab zustimmende 
Rufe von der Zuschauertribüne. Christian 
Albrecht konnte die Sorgen der Anwohner 
nachvollziehen, betonte aber die gesamt-
städtische Perspektive. Die SPD betreibe 
Augenwischerei, wenn sie nicht sage, wo-
her das Geld dafür kommen solle. So lehn-
ten wir also den Prüfauftrag der SPD ab, 
da keine anderen Ergebnisse zu erwarten 
sind. Die Mehrheit der Bürgerschaft sah 
dies genauso.

Wart Ihr am 1. Mai mit dabei auf dem Ka-
stanienplatz? War das wieder schön, und 

die Rede von Manuela Schwesig so klas-
senkämpferisch, alle waren total begei-
stert. In ihrem Kampf für die „hart arbei-
tenden“ Menschen hat die SPD aber jene 
schon längst vergessen, die auf dem um-
kämpften Arbeitsmarkt keine Chance ha-
ben. Die Bundesregierung hat die Bürger-
geldempfänger als Opfergruppe entdeckt, 
auf die man bei passenden Gelegenheiten 
den Zorn der Bevölkerung lenken kann. 

Die Linke beantragte nun Folgendes: „Die 
Oberbürgermeisterin wird beauftragt, 
- im Rahmen der kommunalen Mitverant-
wortung in der gemeinsamen Einrichtung 
Hanse-Jobcenter Rostock (§ 44b SGB II) 
und insbesondere über die Trägerver-
sammlung (§ 44c SGB II) darauf hinzu-
wirken, dass keine existenzgefährdenden 
Totalsanktionen angewandt werden (kein 
vollständiger Wegfall existenzsichernder 
Leistungen durch Minderungen, soweit 
verfassungsrechtlich unzulässig) und dass 
Leistungsminderungen nach dem SGB II 
(insb. §§ 31 ff., § 32 SGB II) ausschließlich 
verfassungskonform im Sinne des BVerfG-
Urteils vom 05.11.2019 (1 BvL 7/16) um-
gesetzt werden. 
- darauf hinzuwirken, dass bei jeder Lei-
stungsminderung eine dokumentierte 
Einzelfallprüfung (Verhältnismäßigkeit) 
erfolgt, Härtefälle und Schutzbedarfe be-
rücksichtigt sowie Abmilderungs- und Kor-
rekturmöglichkeiten konsequent genutzt 
werden und Anhörung sowie Beratung vor 
Bescheiderlass qualitätsgesichert durch-
geführt werden. 
- der Bürgerschaft halbjährlich, erstmals 
sechs Monate nach Beschlussfassung, 

AUS DER ROSTOCKER BÜRGERSCHAFT
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einen anonymisierten Bericht vorzulegen 
über Anzahl, Art, Höhe und Dauer der Lei-
stungsminderungen, Fälle drohender/an-
geordneter vollständiger Leistungsentzüge 
(soweit rechtlich vorgesehen) inklusive 
Abwendungs- und Härtefallmaßnahmen 
sowie Widersprüche und Klagen (Anzahl/
Erledigungsquote). 

Nurgül Senli betonte den Ermessens-
spielraum im Jobcenter, der verantwor-
tungsvoll genutzt werden müsse. Wie der 
Sozialsenator in seiner Stellungnahme 
zum Antrag ausführte, sei dies in Rostock 
bereits Praxis, so habe es 2025 in keinem 
einzigen Fall eine vollständige Leistungs-
minderung gegeben. Nurgül forderte, 
diese Haltung zu bewahren und Rostock 
zum Vorbild für andere Kommunen zu 
machen. Gleichwohl äußerte sich Sena-
tor Bockhahn in der Sitzung energisch 
ablehnend zum Antrag, da dieser nicht 
in die Kompetenz der Bürgerschaft falle. 
Eine Mehrheit der Bürgerschaft inklusive 
SPD lehnte den Antrag ab, sei es, weil 
Sanktionen für sinnvoll erachtet werden 
oder unser Anliegen als bereits umge-
setzt betrachtet wurde.
Mehr Erfolg hatte Die Linke beim Thema 
Ladenöffnungszeiten. Die CDU wollte 
die OBin beauftragen, sich bei der Lan-
desregierung für Rechts- und Planungs-
sicherheit bei der Sonntagsöffnung von 
Geschäften in touristisch geprägten Orten 
einzusetzen, sprich: mehr Sonntagsöff-
nungen für den Einzelhandel, der sich in 
einer tiefen Struktur- und Konjunkturkri-
se befindet. Kirchen und Gewerkschaften 
sträuben sich mit guten Gründen dagegen; 
nach intensiven Diskussionen brachte 
Hannes Möller für unsere Fraktion einen 
Kompromissvorschlag ein, der sich offen 
für das Anliegen der CDU zeigt, aber die 
Wahrung von Arbeitnehmerrechten zur Be-
dingung macht.
Wer wahrt eigentlich die Interessen der 
Postkunden? Die Post ist eines der pro-
fitabelsten Unternehmen Deutschlands, 
obwohl seine Kundschaft ständig unzu-
frieden ist. Die Post schafft das mit einem 
Netz an Partnerfilialen, die für eine schma-
le Vergütung und oft mit wenig Kompetenz 
die gesetzlich vorgeschriebene Daseins-
vorsorge bedienen. In Rostock häufen sich 
Beschwerden, vor allem in der Innenstadt, 
der Südstadt und Lichtenhagen. Die Linke 
forderte nun in einem Antrag die OBin auf, 
per Beschwerde bei der Bundesnetzagen-
tur für Abhilfe zu sorgen. Eva versprach, 
alles zu unternehmen, um Verbesserungen 
herbeizuführen.

Die Sitzung vom 13. Mai begann mit 
einem Abschied. Nach 12 Jahren legte 
Dr. Lisa Kranig aus unserer Fraktion ihr 
Mandat aus persönlichen Gründen nieder. 
Für sie rückt Carsten Penzlin in die Bürger-
schaft nach. Lisa hat sich durch ihr sach-

liches und kompetentes Agieren, z.B. als 
Vorsitzende des Kulturausschusses, ein 
hohes Ansehen erworben. Sie wird fehlen, 
kann sich aber ein Comeback nach der 

nächsten Kommunalwahl vorstellen. Alles 
Gute für Dich und herzlichen Dank, liebe 
Lisa!
Nach dem Vorbild anderer Kommunen 
forderte Die Linke eine verbindliche Rege-
lung zur Offenlegung von beruflichen und 
wirtschaftlichen Interessen für kommu-
nalpolitische Tätige in einem öffentlich zu-
gänglichen Transparenzregister. Christian 
Albrecht wies darauf hin, dass es in Kom-
munen immer wieder zu Fällen von Ver-
quickungen politischer Mandate und wirt-
schaftlicher Interessen komme. Ein Trans-
parenzregister könne hier vorbeugen. Die 
Reaktionen der anderen Fraktionen folgte 
dem Muster: „Transparenz ist uns sehr 
wichtig, aber …“. Die SPD begrüßte grund-
sätzlich unser Ansinnen, verwies aber auf 
fehlende Rechtsgrundlagen (Kommunal-
verfassung) und schlug einen anderen 
Weg vor. Die FDP befürchtete Nachteile 
für Selbständige, wenn sie ihre wirtschaft-
lichen Aktivitäten offenlegen müssen. Mit 
großer Mehrheit wurde unser Antrag abge-
lehnt, vor allem wegen rechtlicher Beden-
ken. Die Debatte wird aber weitergehen.
Seit vielen Jahren debattiert werden die 
Wünsche aus Teilen der Bevölkerung, sich 
ein Eigenheim in Rostock zu bauen. Die 
CDU schreibt sich dies schon lange auf die 
Fahnen, und forderte nun erfolglos, große 
Flächen auf eine solche Bebauung zu prü-
fen. Unsere Fraktion betont hingegen kon-
sequent den Vorrang von dringend benö-
tigtem Geschosswohnungsbau; zudem ist 

die Verwaltung genug damit beschäftigt, 
bereits existierende B-Plan-Verfahren zum 
Abschluss zu bringen. 
Eine Mehrheit fand die Beschlussvorlage 

der Verwaltung, eine städtische Gesell-
schaft zur Eigenversorgung der Stadt mit 
Strom aus eigenen Photovoltaik-Anlagen 
zu gründen. Davon erhofft sich Rostock 
jährliche Einsparungen im sechsstelligen 
Bereich. 
Berichterstatter: Carsten Penzlin

FDP als Vollstreckerin der AfD: 
Angriff auf Rostocks Demokratiepro-

jekte nach Rechtsaußen-Drehbuch

Pressemitteilung: Die Linksfraktion in 
der Rostocker Bürgerschaft kritisiert die 
Anfrage der Fraktion FDP/Unabhängige 
zur „Partnerschaft für Demokratie“. Ein-
gebracht wurde sie von der Fraktionsvor-
sitzenden Julia Kristin Pittasch. Die Anfra-
ge befasst sich mit Fachstellen, Kosten, 
Bündnisstrukturen, Geschäftsordnung, 
Mittelvergabe und Projektträgern. Zu 
ähnlichen Themen enthält ein AfD-Leit-
faden aus Bitterfeld- Wolfen vom Februar 
2026 Empfehlungen gegen „Demokratie 
leben!“. Dazu erklärt Nurgül Senli, stell-
vertretende Vorsitzende der Fraktion Die 
Linke: „Die FDP muss erklären, warum 
ihre Anfrage so auffällig entlang dieses 
AfD-Leitfadens verläuft. Für uns ist klar: 

Frau Pittasch führt politisch aus, was die 
AfD sich erdacht hat. Das ist keine liberale 
Kontrolle, sondern die parlamentarische 
Umsetzung eines Rechtsaußen-Dreh-
buchs.“ 
Nach Auffassung der Linksfraktion betref-
fen die Überschneidungen zentrale Punk-
te: Fachstellen, Personal- und Sachkosten, 
Bündnisse, Entscheidungswege, Mittel-
vergabe, Interessenkonflikte und Träger. 
Diese Themen stehen in der Anfrage wie 
im AfD-Leitfaden. Senli weiter: „Wo die 
AfD vom ‚Sumpf‘ fantasiert, formuliert die 
FDP Fragen an die Verwaltung. Der Ton ist 
anders, der Zweck bleibt derselbe: demo-
kratische Projekte unter Generalverdacht 
stellen, Träger verunsichern und Engage-
ment gegen Rechts delegitimieren. Die 
FDP macht sich damit zur bürgerlichen 
Tarnkappe einer rechten Kampagne.“ 
Die Linksfraktion betont, dass Transparenz 
und Kontrolle öffentlicher Mittel legitim 
sind. Kritisiert werde nicht das Fragerecht, 
sondern der politische Kontext und die auf-
fällige Nähe zu einer AfD-Strategie gegen 
zivilgesellschaftliche Strukturen. „Demo-
kratie leben!“ leiste einen wichtigen Bei-
trag für Beteiligung, demokratische Kultur 
und Arbeit gegen Rassismus und Rechts-
extremismus. „Wer dieses Programm nach 
AfD-Drehbuch attackiert, greift die demo-
kratische Infrastruktur dieser Stadt an. Die 
FDP sollte ihre Anfrage zurückziehen und 
sich klar von der AfD-Kampagne distanzie-
ren“, so Senli abschließend.
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„Bürger-Euro für Bürgerbauten“ – 
ein Credo, das einer langen Rostocker 

Tradition folgt
  
Zum 18.03. 2026 hatte die Bürgerinitiative 
„Volkshaus Rostock“ im Rahmen ihrer Vor-
tragsreihe „Zeugnisse der Arbeiterbewe-
gung und ihrer Kultur in Rostock“ zu einer 
weiteren Veranstaltung in den AWO Club 
Südstadt eingeladen. Diplom-Museologe 
Ronald Piechulek beleuchtete mit seinen 
Ausführungen die Geschichte der „Rostoc-
ker Sozietät“ von 1794-1934, die nach der 
französischen Revolution von Rostocker 
Bürgern gegründet wurde. Im gut besuch-
ten Veranstaltungsraum hätte man eine 
Stecknadel fallen hören, als der Referent 
anhand der Vereins-Satzung das Wirken 
der Sozietät in damaliger Zeit veranschau-
lichte. Unter den Mitgliedern dieser Ver-
einigung fanden sich auch aktive Unter-
stützer der Bürgerlichen Revolution 1848, 
in deren Folge sich die Arbeiterbewegung 
weiterentwickelte. 
Die anschließende Diskussion verdeutlich-
te den Gemeinsinn der Rostocker Bürger 
bei der Finanzierung des 1858 eröffneten 
Gesellschaftshauses der Sozietät in der 
heutigen August-Bebel-Straße. Es war der 
Ausgangspunkt einer langen Tradition. Das 
zeigte sich beim Bau des 1895 eingeweih-
ten Stadttheaters, der durch Spenden der 
Bürger ermöglicht wurde. Mit Spenden der 
organisierten Arbeiterschaft entstanden 
das Volkshaus und das Arbeiterstadion. 
Auch der spätere Bau des Ostseestadions, 
der Langen Straße oder des Überseehafens 
wurde vom Gemeinsinn der Rostocker ge-
tragen. Die Bürgerinitiative „Volkshaus Ro-

stock“ knüpft an dieser Traditionslinie an, 
um das mit der Arbeiterbewegung verbun-
dene historische Gebäude im Patriotischen 
Weg 33, dem heutigen VTR, zu erhalten.   
Am Mittwoch, dem 15. April, öffnete der 
AWO Club Südstadt seine Türen zur Vor-
tragsveranstaltung über die Kibbuz-Bewe-
gung zu Beginn des 20. Jahrhunderts.
Über diese Möglichkeit einer neuen Le-
bensweise sprach die Leiterin des Max-
Samuel-Hauses, Frau Steffi Katschke. Sie 
setzte die von der Initiative „Volkshaus Ro-
stock“ organisierte Vortragsreihe fort, die 
unter dem Thema „Zeugnissse der Arbei-
terbewegung und ihrer Kultur in Rostock“ 
von der Geschichtswerkstatt Rostock e.V., 
der Arbeitsgemeinschaft Arbeit und Leben 
und der Rosa-Luxemburg-Stiftung M-V un-
terstützt wird.
Ausgehend von den Gründen für die Ent-
wicklung der Kibbuz-Idee, die in Verbin-
dung mit der jüdischen Jugendbewegung, 
sozialistischen Vorstellungen und Verfol-
gungserfahrung entstand, schilderte Frau 
Katschke anhand des Lebensweges des 
Rostocker Alfred Zuckermann den Alltag 
im Kibbuz, in dem Landwirtschaft auf der 
Grundlage von Gemeinschaftseigentum, 
Basisdemokratie und Gleichberechtigung 
der Mitglieder betrieben wurde. Im Dialog 
mit den Veranstaltungsteilnehmern wurde 
auch die in den letzten Jahrzehnten erfolgte 
weitgehende Anpassung an kapitalistische 
Strukturen deutlich. Mit Joseph Herzfeld 
und Julius Asch wurde in der Aussprache 
zugleich an zwei Persönlichkeiten erinnert, 
die, aus jüdischen Familien stammend, zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts in Rostock 
und Mecklenburg die Arbeiterbewegung 

unterstützten und für die Verbesserung 
der Lebensverhältnisse eintraten. 
Am 20. Mai fand im Rostocker AWO Club 
Südstadt eine Vortrags-und Diskussions-
veranstaltung zu „Rostocker Kleingärten 
- von den Anfängen bis 1933“ statt. Im 
Rahmen der Vortragsreihe „Zeugnisse der 
Arbeiterbewegung und ihrer Kultur in Ro-
stock“ der Iniitative „Volkshaus Rostock“ 
erläuterte Michael Kretschmar vom Ver-
band „Gartenfreunde e.V.“, wie   sich in 
Rostock die Kleingartenbewegung aus den 
Armengärten des 19. Jahrhunderts ent-
wickelte und wichtige soziale Funktionen 
erfüllte. Anhand historischer Dokumente, 
unter anderem der Verbandszeitung „Der 
Kleingärtner“ erhielt das Auditorium ein le-
bendiges Bild der Entwicklung, wobei auch 
die Bezüge zur Gegenwart nicht fehlten. 
Folgerichtig wurde in der anschließenden 
Diskussion auch die Geschichte der Klein-
gärten in den letzten Jahrzehnten gestreift, 
womit zugleich die aktuelle Bedeutung der 
Kleingärtner für die Pflege des Gemein-
sinns verdeutlicht wurde.
Am 01.07. 2026 wird im AWO Club Süd-
stadt Dr. Christoph Schmitt zur „Arbeiter-
liedforschung aus volkskundlicher Sicht“ 
sprechen. 
Allen Rostockerinnen und Rostockern wird 
eine besondere Veranstaltung am 17.06. 
2026 um 17.30 Uhr im AWO-Club Süd-
stadt, Südring 28 b, empfohlen: „2 Jahre 
Initiative ‚Volkshaus Rostock‘ - eine Bilanz“  
Dabei werden auch die Ideen für das künf-
tige Nutzungskonzept des heutigen Volks-
theaters Rostock erfragt und gesammelt.
Für die Initiative „Volkshaus Rostock“ 
Klaus Röber  

GESCHICHTE
„VOLKSHAUS ROSTOCK“

80 Jahre Denkmal für die Opfer des 
Faschismus im Rosengarten

Anlässlich des 80. Jahrestages der Ein-
weihung des Denkmals für die Opfer des 
Faschismus lud die Hanse- und Universi-
tätsstadt Rostock gemeinsam mit dem 
VVN-BdA e. V. am 5. Mai zur Gedenkfeier 
im Rosengarten ein. Das Denkmal war am 
5. Mai 1946 als eines der ersten Denk-
mäler in Erinnerung an die Schrecken des 
Nationalsozialismus in Deutschland er-
richtet worden und nimmt bis heute einen 
wichtigen Platz in der Rostocker Erinne-
rungskultur ein. Den Entwurf lieferte der 
Architekt und Bauingenieur Hans Stridde 
(1902-1963). Aufgrund der Symbolik des 
Winkels und der Lettern KZ erinnert es 
in besonderer Weise an die zahlreichen 
Opfergruppen, die im Nationalsozialis-
mus verfolgt wurden. Zum 80. Jahrestag 
sprachen Oberbürgermeisterin Eva-Maria 

Kröger sowie Dr. Olaf Schulz-Gardyan aus 
Hamburg, Enkel des ehemaligen Rostoc-
ker Oberbürgermeisters Albert Schulz 
(1895-1974). Im Anschluss daran wurden 
Kränze und Blumen am Denkmal nieder-
gelegt.
Anschließend eröffnete die VVN-BdA 
e.V. die Ausstellung „‚Deutschland muss 
leben, deshalb muss Hitler fallen!‘ – Die 
weltweite Bewegung Freies Deutschland 
1943 bis 1945“ der Gedenkstätte Deut-
scher Widerstand im Foyer des Rostocker 
Rathauses.
Pressemitteilung der Stadt (überarbeitet)

***
Bei dieser Gelegenheit ein großes Danke-
schön an unseren Genossen Eckhard Bri-
ckenkamp, der eine unverzichtbare Stüt-
ze für antifaschistische Arbeit in Rostock 
ist, sowie an unsere Oberbürgermeiste-
rin, die bei Gedenkveranstaltungen stets 
Präsenz zeigt. 
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Ausstellung „Heimische 
VIELFALTer“

Vom 15. Juni bis zum 20. Juli verwandelt 
sich der Flur des Peter-Weiss-Hauses in 
Rostock in eine farbenprächtige Galerie 
der heimischen Natur. Die Ausstellung 
„Heimische VIELFALTer“ präsentiert eine 
beeindruckende Auswahl an Tagfaltern, die 
in Mecklenburg-Vorpommern beheimatet 
sind – meisterhaft eingefangen vom Foto-
grafen Christian Grabautzki.
Die großformatigen Aufnahmen lenken 
den Blick ganz bewusst auf das Detail. Sie 

bieten Besucherinnen und Besuchern die 
seltene Gelegenheit, die filigranen Struk-
turen und die faszinierende Farbenpracht 
der Schmetterlinge aus nächster Nähe und 
in aller Ruhe zu betrachten.
Doch die Ausstellung will mehr als „nur“ 
Schönes zeigen. Hinter der ästhetischen 
Pracht der großflügeligen Insekten ver-
birgt sich eine ernste Botschaft: Unsere 
heimische Schmetterlingsvielfalt ist akut 
bedroht. Die Bilder sollen Verzauberung 
schaffen, aber gleichzeitig aufrütteln und 
auf die Gefährdung dieser sensiblen Arten-
gruppe durch den Klimawandel und aktuel-

le ökologische Problemlagen aufmerksam 
machen.

Wann: 15.06. bis 20.07. Eröffnungsver-
anstaltung: 15.06. um 18:30 Uhr im Möc-
kelsaal, Peter-Weiss-Haus Eintritt: Frei!

Kommt vorbei, staunt über die Wunder vor 
unserer Haustür und nehmt einen neuen 
Blick auf unsere Umwelt mit. Wir freuen 
uns auf euren Besuch!
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Wir haben es wieder geschafft – Wieder-
sehen, Wiedererkennen, Erzählen und 
Zuhören, Soldateneintopf, TRADI SANITZ, 
Verkaufsstand mit DVD aller Treffen und 
mit Büchern. 
Wir hatten um Anmeldung gebeten, denn 
der Altersdurchschnitt zeigte keine Ju-
gendgruppe im Anmarsch. Hat geklappt, 
sogar mit krankheitsbedingten Absagen. 
Es gab auch Entschuldigungen, da man 
den 09. Mai als Besuch beim Aufmarsch 
am Ehrenmal in Berlin Treptow nutzte, um 
die ehemaligen Waffenbrüder der Sowjet-
armee zu ehren. 38 Besucher erlebten 
dann bei uns beim Treffen Tag der offenen 
Tür TRADI SANITZ sonnig warmes Wetter 
und einen interessanten Tag…

Ab 10.00 Uhr Eintreffen auf dem Hof, Freu-
de und Optimismus deutlich erkennbar. 
Wir hatten im Vorfeld auch Rudi im DRK-
Pflegeheim über den Termin des Treffens 
informiert, seine Tochter aus Tessin brach-
te ihn. Moosi und Ehefrau aus Hettstedt 
waren gekommen, auch Dr. Wilfried mit 
seiner dementen Verena, unsere Freunde 
aus Demen mit 5 1/2 Personen, auch wie-
der Roger aus Retschow, W. Grubba und K. 
Petermann aus Tessin usw.  

Natürlich war unser Hof wieder mit vielen 
Plakaten unserer Partei ge-
schmückt. Das größte Inter-
esse galt natürlich „FRIEDEN 
KOSTET MUT – KRIEG KOSTET 
LEBEN“ waren ein Teil unse-
rer Besucher doch in ihrem 
Berufsleben diejenigen, die 
den Frieden über 40 Jahre in 
Europa verteidigt hatten. So 
sprachen sie über Waffensy-
steme, die sie kannten und 
selbst bedient hatten, über 
das Leid von Kindern und 
Frauen, über… und alles in der 
Gegenwart.

Die Essenausgabe, diesmal 
musste Fietsche alleine die 
Kelle schwingen – sein Helfer 

Rainer hatte leider wegen einer Magen-
Darm-Infektion absagen müssen. Der 
Erbseneintopf, was denn sonst, hat ge-
schmeckt. Danach Abfahrt nach Wendfeld 
zum Vortrag mit Kaffee & Kuchen. Autor 
war diesmal Manfred Rassau, ein Mitstrei-
ter von uns im ZGS-14 in Fürstenwalde. 
Manfred berichtete im ersten Abschnitt 
über seinen Weg von der Einberufung bis 
zur Versetzung zum ZGS-14, anschließend 
dann über den Aufbau und die Aufgaben 
des Zentralen Gefechtsstandes der LSK/
LV. Inhalt des Vortages waren auch das 
verwendete automatisierte Führungssy-
stem „ALMAS“ sowie der Dienstablauf und 
seine eigene Tätigkeit. Auch ein Video gab 
es anzusehen, enthalten u.a. ein Clip über 
das eingeschaltete System „ALMAS“ so-
wie Aufnahmen vom Kasernenobjekt, von 
der „Sperrzone“ mit dem Schutzbauwerk 
und Innenaufnahmen aus der Zeit nach 
dem Ende der NVA.           
                       
Nach etwa vier Stunden begannen die „pri-
vaten“ Gespräche - „Barbara, warum sind 
Deine Genossen in Berlin nicht mit einem 
Stand beim Ostermarsch oder bei der Frie-
densdemo?“ „Wie kam es zur Spaltung in 
der Partei?“ Ja, es gibt auch Fragen, die ich 
nicht beantworten kann…
Danke an die Helfer, die für Transporte und 
Mitfahrgelegenheiten, sorgten, für die Un-
terstützung beim Auf- und Abbau der Aus-
stellung in Garage und auf dem Hof.
Vielen Dank für Euren Besuch und für die 
Geschenke und die Spende, mit der wir die 
Saal-Miete begleichen!  

Bis zum nächsten Treffen 2027 - bleibt ge-
sund und munter!

Viele Grüße aus Sanitz
Barbara und Bernd

Gewinnerin: Eva-Maria Körger wurde zur 
stellvertretenden Vorsitzenden des Städte- 
und Gemeindetages M-V gewählt. Herzli-
chen Glückwunsch!
Verlierer: Die CDU in M-V stürzt in den 
Umfragen ab. 

GESCHICHTE

ZAHL DES MONATS
Ende 2025 lebten in der Hanse- und Uni-
versitätsstadt Rostock 211.568 Personen. 
Das waren 425 weniger als Ende 2024. 
Der Anteil der Einwohner mit ausländi-
scher Staatsangehörigkeit stieg auf rund 
10 %. Jede vierte Einwohnerin bzw. jeder 
vierte Einwohner der Hanse- und Univer-
sitätsstadt Rostock ist 65 Jahre und älter. 
Die Zahl der Geburten war 2025 weiter 
rückläufig. Im Jahr 2025 wurden nur noch 
1.276 Rostockerinnen und Rostocker ge-
boren (2015 waren es noch 2.064).

Im TRADI

Nach dem Vortrag von M. Rassau

ZITAT DES MONATS
„Im Zusammenhang mit der aktuellen An-
tisemitismus-Debatte sehe ich die Partei 
eigentlich als Verdachtsfall für den Verfas-
sungsschutz. (…) Da kommt eine antisemi-
tische Welle aus der Linken heraus. Des-
halb halte ich es auch für gerechtfertigt, 
das zu beobachten.“ CDU-Landesvorsit-
zender Daniel Peters im Interview mit der 
taz über Die Linke. Peters will nicht mit der 
Linken zusammenarbeiten, aber vielleicht 
wollen ja wir mit keiner Partei zusammen-
arbeiten, die Israel jedes Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit kritiklos durchge-
hen lässt.


